
- 7 - Erläuterung, 953. BR, 10.02.17

...

TOP 7: 

Gesetz zur Verbesserung der Handlungsfähigkeit der Selbstver-
waltung der Spitzenorganisationen in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung sowie zur Stärkung der über sie geführten Aufsicht (GKV-
Selbstverwaltungsstärkungsgesetz) 

Drucksache: 55/17

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Die gesetzlichen Regelungen zu den internen und externen Kontrollmechanis-
men bei den Kassenärztlichen Bundesvereinigungen, dem Spitzenverband Bund 
der Krankenkassen und dem Medizinischen Dienst des Spitzenverbandes Bund 
der Krankenkassen sind aufgrund historischer Entwicklungen uneinheitlich und 
vor dem Hintergrund neuerer Entwicklungen nicht mehr ausreichend. Damit 
Kompetenzüberschreitungen und Unregelmäßigkeiten in der Geschäftsführung 
frühzeitig erkannt werden können, bedarf es sowohl einer Stärkung der Kon-
trollrechte der Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane als auch mehr Transpa-
renz im Verwaltungshandeln. 

Die externe Kontrolle wird im Wege der staatlichen Aufsicht das Bundes-
ministerium für Gesundheit (BMG) übernehmen. Die Aufsicht des BMG über 
die genannten Institutionen sowie den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) 
ist regelmäßig als eine Rechtsaufsicht ausgestaltet. 

Der Grundsatz der maßvollen Ausübung der Rechtsaufsicht findet seinen 
verfahrensrechtlichen Ausdruck in den §§ 88 und 89 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch. Das danach vorgegebene eingeschränkte und gestufte Aufsichts-
verfahren gewährleistet regelmäßig ein rechtlich einwandfreies Verwaltungs-
handeln. Im Bereich der Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenversicherung 
reicht das Verfahren in der Praxis häufig aber nicht aus, um der Aufsichts-
behörde bei Rechtsverstößen ein zielgerichtetes und schnelles Einschreiten zu 
ermöglichen, um weiteren Fehlentwicklungen entgegengetreten zu können. 

Daher werden Maßnahmen der Kontrolle der Selbstverwaltungskörperschaften 
auf Bundesebene sowie die Transparenz im Verwaltungshandeln der Institu-
tionen weiterentwickelt.  

Außerdem werden besondere Aufsichtsverfahren eingeführt, die ein effektives 
aufsichtsrechtliches Instrumentarium zur Beseitigung von Rechtsverstößen 
vorsehen. Darüber hinaus wird mit dem Instrument einer "Entsandten Person 
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für besondere Angelegenheiten" eine aufsichtsrechtliche Maßnahme unterhalb 
der Eingriffsschwelle des sogenannten Staatskommissars geschaffen. 

Zudem werden im Rahmen einer Angleichung der Vorgaben für die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung sowie die Aufsichtsführung auch einzelne Regelungen 
auf den G-BA übertragen. Diese werden an die besondere Aufgabenstellung 
und die von den anderen Selbstverwaltungskörperschaften abweichende Orga-
nisationsstruktur des G-BA angepasst. 

Zur Stärkung der Kontrollrechte der Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane 
sowie zur Schaffung von mehr Transparenz im Verwaltungshandeln der 
Spitzenorganisationen der Selbstverwaltung auf Bundesebene werden insbeson-
dere folgende Maßnahmen ergriffen: 

- Stärkung der Einsichts- und Prüfrechte der Mitglieder der Selbstverwal-
tungsorgane, 

- Vorgaben zu Informations-, Berichts- und Dokumentationspflichten über 
die Beratungen in Ausschüssen der Selbstverwaltungsorgane, 

- Präzisierung der Berichtspflichten des Vorstands, 

- Verbesserung der Kontrolle der Beratertätigkeiten der ehrenamtlichen Mit-
glieder der Selbstverwaltungsorgane, 

- Regelungen zu Abberufungsmöglichkeiten der oder des (stellvertretenden) 
Vorsitzenden der Selbstverwaltungsorgane, 

- Erweiterung des Vorstandes bei der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV) auf ein drittes versorgungsbereichsunabhängiges Vorstandsmitglied 
sowie Vorgabe einer Zwei-Drittel-Mehrheit für die Wahl der oder des 
Vorstandsvorsitzenden bei der KBV. 

Darüber hinaus werden stringentere Vorgaben für das Verwaltungshandeln der 
Spitzenorganisationen auf Bundesebene geschaffen. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 im ersten 
Durchgang zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung Stellung genommen 
(vgl. BR-Drucksache 681/16 (Beschluss)). 

In seiner Sitzung am 26. Januar 2017 hat der Deutsche Bundestag den 
Gesetzentwurf auf Grund der Beschlussempfehlung und des Berichts seines 
federführenden Gesundheitsausschusses (vgl. BT-Drucksache 18/11009) nach 
Maßgabe von Änderungen, die das wesentliche Ziel der Vorlage nicht berühren, 
verabschiedet. 
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III. Empfehlung des Gesundheitsausschusses 

Der Ausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz die Einberufung des 
Vermittlungsausschusses nicht zu verlangen. 




